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Braucht Europa eine neue Industriepolitik?
von Georg Bietschacherund Henning Klodt
AUS DEM INHALT
• Bei der Diskussion um die Neugestaltung der Römischen Verträge wird zunehmend gefor-
dert, die Rolle der Industriepolitik in der EG neu zu definieren. Insbesondere in die Märkte
für Hochtechnologie müsse gezielt mit Subventionen und handelsbeschränkenden Maß-
nahmen eingegriffen werden. Zur Begründung wird immer wieder auf neuere Entwicklun-
gen in der Außenhandels- und der Wachstumstheorie verwiesen, die vielfältige Möglich-
keiten für wohlfahrtsfördernde staatliche Interventionen aufgezeigt hätten.
0 Im Unterschied zur traditionellen Außenhandelstheorie, die grundsätzlich von der
Annahme vollkommener Konkurrenz auf allen Märkten ausging, werden in der Theorie
der strategischen Handelspolitik die Handelsströme in oligopolistischen Märkten analy-
siert, d.h. es wird berücksichtigt, daß es in vielen Bereichen große, marktbeherrschende
Unternehmen gibt.
Mit der neuen Wachstumstheorie läßt sich beispielsweise erklären, weshalb ein Land wie
Japan fortgeschrittene Industrieländer nicht nur einholen, sondern sogar überholen kann
- ein Phänomen, das mit der herkömmlichen Wachstumstheorie nur schwer in Einklang zu
bringen war. Keine dieser beiden Theorien bietet jedoch die Grundlage für einen neuen
Protektionismus. Das Informationsproblem, das sich dem Staat bei der Konzipierung
einer optimalen strategischen Industriepolitik stellt, ist so gravierend, daß es in der Praxis
kaum zu lösen sein dürfte.
• Die bisher in Europa gemachten Erfahrungen mit der strategischen Industriepolitik sind
wenig ermutigend. Im Flugzeugbau ist zwar mit dem Airbus-Programm ein eigenständiger
europäischer Anbieter im Markt etabliert worden, aber um den Preis außerordentlich
hoher Subventionen. In der Mikroelektronik ist es trotz massiver Forschungsförderung
und trotz hoher Handelsschranken nicht gelungen, den Wettbewerbsnachteil gegenüber
der japanischen und der amerikanischen Konkurrenz aufzuholen. Im Automobilbau
schließlich sind die protektionistischen Schutzwälle durch den Bau japanischer Automo-
bilfabriken in der EG derart porös geworden, daß der Versuch einer Abschirmung europäi-
scher Produzenten weitgehend aufgegeben werden mußte.
• Vor diesem Hintergrund erscheint es nicht sinnvoll, die Organe der EG mit einer eigenstän-
digen industriepolitischen Kompetenz auszustatten. Je stärker sich der Staat in eine inter-
ventionistische Politik verstrickt, desto stärker wird die Funktion des marktwirtschaftli-
chen Wettbewerbs ausgehöhlt. Auch im Lichte der neuen Handels- und Wachs-
tumstheorien gilt, daß Freihandel in der Praxis der beste Weg zu mehr Wachstum und
Wohlstand sein dürfte.
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ISSN 0455 - 0420I. Die industriepolitische Diskussion im Vorfeld des EG-Gipfels von Maastricht
1. Die Erwartungen an die staatliche Industriepolitik haben sich in jüngster Zeit
spürbar gewandelt. Während es in früheren Jahren vorrangig darum ging, sektora-
le Anpassungskrisen abzufedern und dem marktwirtschaftlichen Strukturwandel
Steine aus dem Weg zu räumen, rückt gegenwärtig das Ziel der aktiven Struktur-
gestaltung in den Vordergrund. Insbesondere im Hochtechnologiebereich müsse der
Staat gezielt eingreifen, um die Position heimischer Unternehmen auf den Weltmärk-
ten zu stärken und der Gefahr einer technologischen Abhängigkeit zu begegnen.
Diese Forderung ist eines der zentralen Themen auf dem EG-Gipfel in Maastricht im
Dezember 1991, wo es unter anderem darum geht, ob in den EG-Verträgen eine ei-
genständige gemeinschaftliche Industriepolitik verankert werden soll oder nicht.
In dieser Diskussion wird Industriepolitik vorrangig als "strategische" Politik auf-
gefaßt, bei der es um den Aufbau wirtschaftlicher Machtpositionen gegenüber dem
Ausland geht. Das Leitbild einer auf Freihandel aufbauenden internationalen Ver-
flechtung, die allen Beteiligten Vorteile der internationalen Arbeitsteilung bringt,
wird dabei weitgehend verdrängt durch neo-merkantilistische Vorstellungen, nach
denen Importe zumindest im Hochtechnologiebereich eher unerwünscht sind. Eine
derartige Neuorientierung sei notwendig geworden, so heißt es, weil auch in ande-
ren Ländern strategische Handels- und Industriepolitik betrieben werde und weil
internationale Konflikte zwischen Industrieländern heute in erster Linie mit wirt-
schaftlichen Mitteln ausgetragen würden. "Die neuen 'Kriege' sind Handels- und
Technologiekriege. Die neuen Supermächte des 21. Jahrhundert sind die technolo-
gischen Supermächte" [Seitz, 1990, S. 23].
2. Die Befürchtungen, wechselseitige Verflechtungen in der internationalen Ar-
beitsteilung könnten in einseitige Abhängigkeiten umschlagen, haben vor allem in
der Position der französischen Regierung zur Reform der Römischen Verträge ihren
Niederschlag gefunden. Sie hat gemeinsam mit der belgischen Regierung einen Vor-
schlag unterbreitet, nach dem der Ministerrat künftig über "spezifische Maßnahmen
für Zukunftsindustrien" mit qualifizierter Mehrheit abstimmen kann. Eine derartige
industriepolitische Öffnungsklausel wird mittlerweile von weiteren Mitgliedstaaten,
aber auch von dem für Wissenschaft und Forschungsförderung zuständigen EG-
Dieser Beitrag wurde als Kurzexpertise im Rahmen der Strukturberichterstattung
im Auftrag des Bundesministers für Wirtschaft erstellt.Kommissar Filippo Pandolfi unterstützt.
In ihrer Mitteilung zur "Industriepolitik in einem offenen und wettbewerbsorientier-
ten Umfeld" vom 16. November 1990 hat die EG-Kommission deutlich gemacht, daß
sie derartigen Vorstellungen bislang recht reserviert gegenübersteht. Statt auf
sektorale Wirtschaftsförderung setzt sie auf die Erhaltung eines wettbewerbsorien-
tierten Umfeldes, auf stabile wirtschaftliche Rahmenbedingungen sowie auf die För-
derung eines hohen Bildungsniveaus. Gleichwohl ist nicht zu verkennen, daß die
Forderung nach einer strategischen Handels- und Industriepolitik lauter wird. Von
daher ist vom EG-Gipfel in Maastricht eine entscheidende Weichenstellung dafür zu
erwarten, inwieweit der Ministerrat und die Kommission künftig in die Lage ver-
setzt werden, direkt mit protektionistischen Maßnahmen in einzelne Märkte eingrei-
fen zu können.
3. Zur Begründung einer solchen Politik wird immer wieder auf die Theorie der
strategischen Handelspolitik verwiesen, in der analysiert wird, unter welchen Be-
dingungen staatliche Eingriffe in Märkten mit unvollkommener Konkurrenz die na-
tionale Wohlfahrt erhöhen können. Diese Theorie, die in den achtziger Jahren aus
der Verschmelzung der traditionellen Außenhandelstheorie mit der modernen Indu-
strieökonomik hervorgegangen ist, hat den Grundkonsens in der Wirtschaftswissen-
schaft, wonach Freihandel in aller Regel der beste Weg zur Wohlfahrtssteigerung
ist, ins Wanken gebracht. Die kritische Auseinandersetzung mit ihren wirtschafts-
politischen Implikationen ist ein zentrales Thema dieses Beitrags.
Die Theorie der strategischen Handelspolitik erfaßt allerdings nur einen Aspekt der
aktuellen industriepolitischen Diskussion, und zwar die internationale Umlenkung
von Renten durch staatliche Eingriffe. Ein weiterer Aspekt sind die stimulierenden
Auswirkungen der Hochtechnologie-Produktion, die auf die gesamte Volkswirtschaft
ausstrahlen und die somit als weiterer Rechtfertigungsgrund einer gezielten Staats-
förderung in diesem Bereich anzusehen seien. Derartige positive Externalitäten ste-
hen im Mittelpunkt der "neuen Wachstumstheorie", die in den späten achtziger Jah-
ren entstanden ist und gegenwärtig in der wissenschaftlichen Diskussion einen ra-
schen Aufschwung nimmt. Eine abschließende Beurteilung ihrer wirtschaftspoliti-
schen Implikationen erscheint gegenwärtig noch verfrüht, doch es sollen zumindest
einige Überlegungen dazu präsentiert werden, inwieweit mit dieser Theorie eine
Dieses sogenannte Bangemann-Papier ist abgedruckt in KOM [ 1990].sektoral differenzierte Technologieförderung begründet werden kann (Abschnitt
II).
Die neuen Theorieansätze erlauben jedoch nicht nur eine normative Beurteilung
staatlicher Protektionsmaßnahmen, sondern sie geben zugleich ein breiteres Funda-
ment für die Beurteilung der Wettbewerbssituation einzelner Industriezweige und
der Wirkungsweise konkreter Politikmaßnahmen. Für eine detailliertere Analyse
wurden drei Branchen herausgegriffen: der Flugzeugbau, die Mikroelektronik und
die Automobilindustrie. Außerdem wird versucht, vor dem Hintergrund der neuen
Theorien eine Erklärung für den raschen Aufstieg japanischer Unternehmen im
Hochtechnologiebereich zu geben (Abschnitt III).
4. Wie der europäische Integrationsprozeß fortgeführt werden soll, muß letztlich
auf politischer Ebene entschieden werden. Die wirtschaftswissenschaftliche Analyse
kann und will diese Entscheidung nicht ersetzen. Sie kann aber aufzeigen, wie
tragfähig die in der politischen Diskussion verwendeten ökonomischen Argumente
sind und welche wirtschaftlichen Konsequenzen eine strategisch orientierte Indu-
striepolitik hat.
II. Theorie der strategischen Handelspolitik und neue Wachstumstheorie als Grund-
lage eines neuen Protektionismus?
1. Strategische Handelspolitik: Skalenerträge und Rentenumlenkung
5. Nach der traditionellen Handelstheorie ist Protektion in aller Regel gleichbe-
deutend mit Wohlfahrtsverlusten auch für das protektionierende Land selbst, von
dem Optimalzoll- oder dem Erziehungszollargument einmal abgesehen. In der Theo-
rie der strategischen Handelspolitik werden dagegen vielfältige Möglichkeiten für
wohlfahrtssteigernde Protektionsmaßnahmen aufgezeigt. Die Unterschiede zwischen
diesen beiden Theorien beruhen vor allem auf unterschiedlichen Annahmen über die
Wettbewerbssituation: In der traditionellen Theorie wird durchweg von der Annah-
me vollkommener Konkurrenz auf allen Märkten ausgegangen, während in der Theo-
Die Darstellung der theoretischen Grundlagen der strategischen Handelspolitik
(Abschnitt II. 1) sowie die Branchenanalysen (Abschnitt III. 1) fassen im wesent-
lichen die Ergebnisse einer Kieler Studie zusammen, die in Kürze publiziert wird
[Bietschacher, Klodt, 1992].rie der strategischen Handelspolitik Möglichkeiten für Staatseingriffe in Märkten mit
unvollkommener Konkurrenz analysiert werden. Als Ursache derartiger Unvollkom-
menheiten spielen steigende Skalenerträge eine zentrale Rolle.
6. Die neuen Handelsmodelle ermöglichen, im Gegensatz zu traditionellen Ansätzen,
eine Darstellung international oligopolistischer Märkte und damit auch die Einbezie-
hung strategischen Verhaltens von Firmen und Ländern. So lassen sich aus daraus
abgeleiteten Modellen zur Wirkungsweise strategischer Handels- und Industriepolitik
Gründe für protektionistisches Länderverhalten finden. Als Ziel des strategischen
Einsatzes handeis- und industriepolitischer Instrumente wird dabei die Realisierung
inländischer Nettowohlfahrtsgewinne unterstellt, wobei diese Gewinne möglicherweise
auf Kosten des Auslands realisiert werden.
7. Die Ausgestaltung einer optimalen Handels- und Industriepolitik ist jedoch von
den jeweiligen Marktbedingungen abhängig. Unterschiedliches Wettbewerbsverhalten
von Unternehmen oder die intersektorale Verknüpfung von Märkten haben starke
Auswirkungen auf die Wohlfahrtswirkungen inländischer Politik. Aber auch Möglich-
keiten des Markteintritts sind in eine Analyse strategischer Handels- und Indu-
striepolitik einzubeziehen, da sie deren Resultate stark beeinflussen.
a. Das Grundmodell von Brander und Spencer und seine Erweiterungen
8. Geht man von einer festen Anbieterzahl auf einem internationalen Markt aus, so
lassen sich die Wohlfahrtswirkungen staatlicher Handels- und Industriepolitik an-
hand bekannter Konzepte der Oligopoltheorie analysieren. Dem Wettbewerbs verhal -
ten der Unternehmen muß dabei große Beachtung geschenkt werden, da von ihm
zum einen die Gewinnmöglichkeiten der Firmen, zum anderen die Instrumente stra-
tegischer Einflußnahme eines Landes mitbestimmt werden. Bei Cournot-Verhal ten
beispielsweise gehen die Unternehmen davon aus, die eigene Produktionsentschei-
dung habe keine Auswirkung auf die Herstellungsmenge der Konkurrenten. In
diesem Fall können Unternehmen in einem internationalen Oligopol ohne Marktein-
tritt ihre Produktionsmengen so festsetzen, daß der Marktpreis die Durchschnitts-
kosten der Produktion übersteigt. Die sich daraus ergebenden Gewinne stellen für
Das Problem der optimalen Ausgestaltung handeis- und industriepolitischer Maß-
nahmen bei Vorliegen steigender Skalenerträge stellt sich Ökonomen allerdings
schon länger. Hierzu sei auf die Diskussion zwischen Graham [ 1923; 1925] und
Knight [ 1924; 1925] verwiesen.ein Land einen Anreiz dar, den Versuch zu unternehmen, inländischen Unterneh-
men auf Kosten des Auslands eine vorteilhaftere Marktposition zu verschaffen. Das
kann, wie Brander und Spencer [ 1983] darstellen, entweder durch Subventio-
nierung der Forschung oder des Exports inländischer Oligopolisten erreicht werden
[vgl. dazu auch Spencer, Brander, 1983].
9. Die gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrtswirkungen strategischer Handels- und In-
dustriepolitik können jedoch nur unter Einbeziehung des Inlandskonsums bestimmt
werden. Den zusätzlichen Unternehmensgewinnen und Veränderungen des Staats-
budgets müssen dann die Auswirkungen auf die inländische Konsumentenrente ge-
genübergestellt werden [Dixit, 1984; Krugman, 1984]. Wird dies berücksichtigt, so
zeigt sich, daß eine Subventionierung inländischer Oligopolisten bei steigenden
Skalenerträgen der Produktion nur dann sinnvoll ist, wenn der Zuwachs inländi-
scher Produzentenrente die Belastung des Staatsbudgets durch Subventionen und
die wegen des geringen Wettbewerbsdrucks inländischer Unternehmen sinkende
Konsumentenrente mehr als ausgleichen kann.
10. Neben rein statischen Skalenerträgen der Produktion können Unternehmen je-
doch auch dynamische Skalenerträge als Folge eines Lernprozesses realisieren.
Krugman [ 1984] untersucht die Auswirkung von Protektion bei dynamischen Ska-
lenerträgen. Lerneffekte führen bei steigender kumulierter Produktionsmenge zu
sinkenden Durchschnittskosten der Produktion. Verkauft eine Firma eine Einheit
des Guts, so steigt einerseits der Erlös in der jetzigen Periode, andererseits sin-
ken die Produktionskosten in der Zukunft. Ein Land hat dann, wie bei statischen
Skalenerträgen, die Möglichkeit, die inländische Firma vor Importen zu schützen
und ihr, wegen der mit einem Anstieg der Produktionsmenge verbundenen niedri-
gen Herstellungskosten, Vorteile auf internationalen Märkten zu verschaffen. Das
Rentenumlenkungsargument der strategischen Handels- und Industriepolitik kommt
demnach auch bei dynamischen Skalenerträgen zum Tragen.
11. Wurde in den bisher vorgestellten, grundlegenden Ansätzen strategischer Han-
dels- und Industriepolitik von Cournot-Verhalten der Firmen ausgegangen, so stellt
sich die Frage der Sensitivität der präsentierten Ergebnisse bei anderen Annahmen
über das Wettbewerbsverhalten. Verhalten sich die Unternehmen entsprechend der
Bertrand-Annahme, d. h. sie erwarten, Preisänderungen für die eigene Produktion
hätten keine Auswirkungen auf den Preis der Konkurrenz, so liegt die Vermutung
nahe, dieses veränderte Wettbewerbsverhalten könnte Auswirkungen auf die Ausge-staltung der optimalen strategischen Handels- und Industriepolitik haben. Dement-
sprechend setzen Eaton und Grossman [ 1986] an diesem Punkt an und stellen die
Wirkungsweise von Handels- und Industriepolitik bei unterschiedlichen Annahmen
über den oligopolistischen Wettbewerb dar. Sie zeigen, daß eine optimale Politik im
Falle von Bertrand-Verhalten der Unternehmen die Besteuerung von Exporten er-
fordern würde.
12. Basierend auf diesem Ansatz wird häufig abgeleitet, ein Land müsse das auf
einen Markt vorherrschende Wettbewerbsverhalten genau kennen, um strategische
Handels- und Industriepolitik betreiben zu können [vgl. z.B. Stegemann, 1988].
Der bei Eaton und Grossman [1986] beschriebene Gleichgewichtszustand, in dem die
Preise über den Durchschnittskosten liegen, ist jedoch wegen des Bertrand-Para-
doxons nicht stabil: Sofern beide Unternehmen perfekte Substitute herstellen, wird
sich die gesamte Nachfrage auf den Hersteller konzentrieren, der das Produkt zum
niedrigeren Preis anbietet. Das Ergebnis der Preiskonkurrenz ist dann ein kompe-
titives Gleichgewicht mit einem Güterpreis in Höhe der Durchschnittskosten. Dann
existieren jedoch keine Unternehmens gewinne.
Um dieses Problem zu umgehen, müssen die von beiden Unternehmen hergestellten
Güter differenziert sein oder Kapazitätsgrenzen existieren. Nur dann führen Preis-
unterschiede nicht zu einer vollständigen Konzentration der gesamten Nachfrage
auf den billigsten Anbieter. Können Unternehmen auf diese Kapazitätsgrenzen Ein-
fluß nehmen, so führt ein zweistufiges Spiel mit Kapazitätsfestlegung auf der
ersten und Preiskonkurrenz auf der zweiten Stufe zu einem Produktionsergebnis,
welches dem eines einstufigen Cournot-Gleichgewichts entspricht [Kreps, Scheink-
man, 1983]. Das Problem der fehlerhaften Bestimmung des Wettbewerbs Verhaltens
bei der Konzeption einer optimalen Politik stellt sich somit nicht.
b. Alternative Ansätze
13. Bei Brander und Spencer wird unterstellt, das Faktorangebot sei vollkommen
elastisch, so daß handeis- und industriepolitische Maßnahmen keinen Einfluß auf
die Faktorpreise haben. Ist dagegen das Angebot eines in mehreren oligopolisti-
schen Industrien eingesetzten spezifischen Produktionsfaktors unelastisch, wird
eine weitergehende Analyse der Wirkung von Handels- und Industriepolitik nötig.
Dann müssen auch die Rückwirkungen von Handels- und Industriepolitik auf nicht
geförderte Industrien untersucht werden [Dixit, Grossman, 1986]. Denn die Trag-fähigkeit des Rentenumlenkungsarguments bei Industrien, die mittels unelastischem
Faktorangebot verknüpft sind, hängt davon ab, ob ein Land die Industrie mit,dem
höchsten Ertrag pro Einsatzmenge des knappen Produktionsfaktors identifizieren
kann.
14. Während bei exogen gegebener Anbieterzahl Möglichkeiten zur Rentenumlenkung
durch strategische Handels- und Industriepolitik bestehen, sind die Aussichten da-
für bei freiem Markteintritt sehr viel geringer. Das Argument der Rentenumlen-
kung durch strategischen Einsatz handeis- und industriepolitischer Instrumente
verliert bei endogener Marktstruktur an Zugkraft. Daher müssen auch die Auswir-
kungen strategischer Handels- und Industriepolitik unter den Bedingungen freien
Markteintritts untersucht werden. Bestehen keinerlei Mobilitätsbarrieren, so können
mit diesen Instrumenten nur die inländische Firmengröße, die Anbieterzahl oder die
Terms of trade beeinflußt werden [Horstman, Markusen, 1986; Venables, 1985]. Um
die Größe inländischer Unternehmen positiv zu beeinflussen, müssen die Märkte
allerdings segmentiert sein. Sonst kann es infolge handeis- und industriepolitischen
Instrumenteinsatzes zu ineffizientem Markteintritt inländischer Unternehmen kom-
men.
15. Darüber hinaus müssen die Existenz multinationaler Unternehmen und ihre
Bildung infolge staatlicher Maßnahmen in die Analyse strategischer Handels- und
Industriepolitik mit einbezogen werden. Dadurch wird der Handlungsspielraum
nationaler Wirtschaftspolitik weiter eingeschränkt, da die Rentenumlenkung auch
dem Ausland zugute kommen kann. Gewinne, welche ein Unternehmen in einem
Land erzielt, können von multinationalen Unternehmen leicht in andere Länder
transferiert werden, so daß positive Wohlfahrtswirkungen nicht mehr feststellbar
sind.
16. Die hier vorgestellte Synthese von Ansätzen aus Bereichen der Industrieökono-
mik und des Außenhandels ermöglicht eine Untersuchung von im Rahmen der tradi-
tionellen Außenhandelstheorie kaum darstellbaren Handelsmustern. Die Einbeziehung
der Oligopol- und Spieltheorie in die Analyse internationalen Handels erlaubt zum
einen eine Erklärung intra-industriellen Handels und zeigt zum anderen Möglichkei-
ten auf, im Rahmen strategischer Handels- und Industriepolitik Wohlfahrtsverbes-
serungen zu erzielen.
Die eigentliche Bedeutung der Theorie der strategischen Handelspolitik liegt nicht10
darin, daß sie neue Protektionsargumente liefern würde, sondern daß sie wichtige
Wettbewerbselemente in die Handelstheorie integriert und eine ökonomische Analyse
von in traditionellen Ansätzen nicht darstellbaren Handelsstrukturen ermöglicht. So
läßt sich bei Vorliegen steigender Skalenerträge intra-sektoraler Handel erklären.
Die Einbeziehung der Oligopoltheorie und damit verbundenem strategischen Verhal-
ten von Firmen und Ländern in die handelstheoretische Literatur erlaubt darüber
hinaus eine bessere Darstellung international oligopolitischen Wettbewerbs. Daneben
kann auch die Einführung handelspolitischer Instrumente als Folge strategischen
Firmenverhaltens oder aber des Einflusses von Interessengruppen dargestellt wer-
den. Insgesamt läßt sich eine Vielzahl spezieller Phänomene internationalen Handels
erklären, welche die traditionelle Handelstheorie nur ungenügend darstellen konn-
te.
c. Wirtschaftspolitische Implikationen
17. Bei der Umsetzung modelltheoretischer Analysen von Protektionsmaßnahmen in
konkrete wirtschaftspolitische Konzepte ist zu beachten, daß in den meisten Ansät-
zen strategischer Handelspolitik sehr spezielle Annahmen über die Marktstruktur
oder das Wettbewerbsverhalten getroffen werden, mögliche ausländische Reaktionen
auf inländische Protektion meist jedoch unberücksichtigt bleiben. Bei Einbeziehung
ausländischer Reaktion erscheint die Möglichkeit, Wohlfahrtsgewinne auf Kosten des
Auslands zu erzielen, fraglich. Sofern das Ausland auf inländischen Protektio-
nismus mit Handelsbeschränkungen reagiert, besteht die große Gefahr von Han-
delskonflikten, bei welchen sich beide Länder schlechter stellen als bei Freihandel
[Grossman, 1986; Bhagwati, 1988].
Dixit [ 1988] und Collie [ 1990] beispielsweise untersuchen optimale Strategien des
Auslands bei Einführung inländischer Exportsubventionen. Bei unvollkommener
Konkurrenz und inländischer Produktionsförderung ist ein, zumindest teilweiser,
Ausgleich mittels Importzoll für das Ausland optimal. Es besteht eine starke Ten-
denz, auf eine inländische Unternehmen fördernde Industrie- und Handelspolitik
mit protektionistischen Maßnahmen zu antworten.
18. Die Möglichkeit ausländischer Reaktion auf inländische Handels- und Industrie-
politik führt aber auch zu einer sinkenden Glaubwürdigkeit der eingeschlagenen
Politikmaßnahmen. Denn eine langfristige Unterstützung inländischer Unternehmen
dürfte wegen der erwarteten Nettowohlfahrtsverluste bei ausländischer Reaktion11
kaum hingenommen werden. Karp und Perloff [ 1990] untersuchen anhand eines dy-
namischen Oligopolmodells Möglichkeiten strategischer Einflußnahme auf das Markt-
ergebnis einer Industrie. Sofern der Zeitraum, in welchem Handels- und Industrie-
politik betrieben werden kann, kleiner als der Produktions- und Entscheidungszeit-
raum inländischer Unternehmen ist, reduzieren sich die Möglichkeiten, Wohlfahrts-
verbesserungen zu erzielen.
19. Neben der Gefahr ausländischer Reaktion, welche die Erfolgsaussichten inländi-
scher Handels- und Industriepolitik verringert, stellt sich ein großes Inf ormations -
problem bei der Bestimmung der optimalen Politik. Denn einerseits müssen erfolg-
versprechende Industrien identifiziert, andererseits optimale Instrumente und deren
Dosierung bestimmt werden. Gleichzeitig werden Informationen über Produktions -
technologien, über Interdependenzen von Industrien und über die Marktstruktur
eines Sektors benötigt. Zusätzlich müssen Auswirkungen auf andere Sektoren im
Rahmen allgemein-gleichgewichtstheoretischer Überlegungen untersucht werden.
Angesichts der Vielzahl und des Umfangs der benötigten Informationen erscheint es
fraglich, ob ein optimaler Instrumenteneinsatz überhaupt möglich ist. Die Gefahr,
Wohlfahrtseinbußen als Folge falsch dosierter Handels- und Industriepolitik oder als
Folge falsch eingeschätzter Reaktionen des Auslands zu erleiden, läßt sich nicht
von der Hand weisen. Noch schwieriger wird die Beurteilung der WohlfahrtsWir-
kungen konkreter Politikmaßnahmen, wenn von den verschiedenen Industriezweigen
in unterschiedlichem Maße positive externe Effekte auf andere Bereiche der Volks-
wirtschaft ausgehen. Welche Rolle der Industriepolitik in diesem Fall zukommt, ist
Thema der neuen Wachstumstheorie.
2. Neue Wachstumstheorie: Externe Effekte und internationaler Technologietransfer
20. Der Startpunkt einer eigenständigen neuen Wachstumstheorie wird markiert
durch zwei Aufsätze von Romer [1986] und Lucas [1988], in denen es um die
Inkonsistenzen zwischen der traditionellen neoklassischen Wachstumstheorie und den
in der Realität zu beobachtenden Wachstumsphänomenen geht. In der traditionellen
Wachstumstheorie hängt die langfristige Wachstumsrate des Pro-Kopf-Einkommens
allein von der Rate des technischen Fortschritts ab. Änderungen der Investitions-
quote oder der Integration in die internationale Arbeitsteilung können allenfalls
Niveaueffekte haben, sind jedoch unerheblich für den langfristigen Trend. Tat-12
sächlich läßt sich jedoch beobachten, daß Länder mit hohen Investitionsquoten und
international offenen Märkten nicht nur vorübergehend, sondern auf Dauer höhere
Wachstums raten aufweisen als andere Länder.
Auch die in der Realität auftretenden Faktorwanderungen entsprechen nicht der
traditionellen Theorie: Die im internationalen Vergleich zu beobachtenden Einkom-
mensunterschiede des Faktors Arbeit gehen weit über das hinaus, was mit interna-
tionalen Qualifikationsunterschieden zu erklären wäre. Die neoklassische Theorie
sagt unter diesen Bedingungen voraus, daß der Faktor Kapital, der international
relativ mobil ist, aus den reichen in die armen Regionen strömen wird, bis die Un-
terschiede in den Grenzproduktivitäten vergleichbar qualifizierter Arbeitskräfte
ausgeglichen sind. Tatsächlich ist jedoch ein Wanderungsdruck von Arbeitskräften
aus den armen in die reichen Regionen zu beobachten, obwohl die Transaktionsko-
sten bei internationalen Arbeitskräftewanderungen ungleich höher sind als bei in-
ternationalen Kapitalbewegungen [Lucas, 1990].
21. Um derartige Phänomene theoretisch abbilden zu können, schlagen Romer und
Lucas vor, die neoklassische Wachstumstheorie zu erweitern. Sie zeigen, daß sich
die oben beschriebenen Inkonsistenzen widerspruchsfrei auflösen lassen, wenn Ex-
ternalitäten des Faktoreinsatzes in die Theorie integriert werden. Falls beispiels-
weise in einer reichen Region von dem in einer Branche akkumulierten Humankapi-
tal positive externe Erträge auf andere Branchen ausgehen, kann der Lohnkosten-
nachteil gegenüber ärmeren Regionen möglicherweise überkompensiert werden, so
daß das Kapital aus den ärmeren in die reicheren Regionen fließt und nicht umge-
kehrt. Die Arbeitskräfte aus den ärmeren Regionen müssen dann, um ebenfalls von
den Externalitäten profitieren zu können, genau wie das Kapital in die reichen
Regionen hineinströmen.
Positive Externalitäten können theoretisch auch von der Investition in Sachkapital
oder in neues technisches Wissen ausgehen. Auch in diesem Fall sind Agglomera-
tionseffekte in reichen Regionen zu erwarten. Wie derartige Externalitäten formal in
die Wachstumstheorie integriert werden können und welche Konsequenzen sich
daraus für die Bestimmung der langfristigen Wachstumsrate ergeben, ist in mehre-
ren Beiträgen von Romer [1986; 1989; 1990a; 1990b; 1990c] untersucht worden.
Grundsätzlich ist die Existenz von Externalitäten spätestens seit Pigou [ 1920]
bekannt. Sie galten jedoch zumeist als Randerscheinung, die in gesamtwirtschaft-
lich aggregierten Wachstumsmodellen vernachlässigt werden kann. Wenn die Argu-13
mentation von Lucas und Romer zutrifft, muß dagegen davon ausgegangen werden,
daß Externalitäten ein ganz erhebliches quantitatives Gewicht besitzen und die
zentralen Aussagen der traditionellen neoklassischen Wachstumstheorie insgesamt in
Frage stellen.
22. Die empirische Evidenz zur neuen Wachstumstheorie ist bislang wenig überzeu-
gend. Zwar glaubt Romer [1987], mit einem Growth-accounting-Ansatz für die Ver-
einigten Staaten die Existenz positiver Externalitäten des Kapitaleinsatzes nachwei-
sen zu können, doch Baily [1987] kommt mit dem gleichen Ansatz, aber einer
anderen Abgrenzung des Beobachtungszeitraums, zu völlig anderen Ergebnissen.
Auch die Modellrechnungen von Baldwin [ 1989] zu den Wohlfahrtsgewinnen durch
das EG-Binnenmarktprogramm, die explizit auf einem Modell von Romer aufbauen,
sind mehr als Illustration theoretischer Potentiale und weniger als Beleg realer
Möglichkeiten aufzufassen.
Gleichwohl wäre es voreilig, die neue Wachstumstheorie verwerfen zu wollen, und
zwar aus drei Gründen:
1. Die Schlüsselgröße dieser Theorie, die Entstehung externer Erträge bei der
Erzeugung neuen Wissens und bei der individuellen Humankapitalakkumulation
ist in der Praxis kaum meßbar. Doch nicht alles, was schwer quantifizierbar
ist, muß deshalb schon irrelevant sein.
2. Die fundamentale Kritik an der traditionellen Wachstumstheorie bleibt bestehen,
die für einige zentrale Phänomene des Wirtschaftswachstums keine Erklärung
anzubieten hat. Die neue Wachstumstheorie erlaubt es dagegen, zumindest
theoretisch nachzuvollziehen, was sich in der Realität ereignet.
3. Schließlich steckt die neue Wachstumstheorie noch in den Anfängen. Im Zuge
ihrer Weiterentwicklung kann damit gerechnet werden, daß sich vielfältige neue
Anwendungsmöglichkeiten bieten werden, die auch zu einer Revision des Urteils
über ihren empirischen Gehalt führen können.
Der Schwerpunkt der empirischen Umsetzung der neuen Wachstumstheorie liegt
gegenwärtig allerdings nicht bei hochaggregierten gesamtwirtschaftlichen Ansät-
zen, sondern im Bereich der Regionalforschung, wo es etwa um die Erklärung
unterschiedlicher Wachstumsraten einzelner Städte geht [ vgl. z. B. Glaeser et
al., 1991].14
Insgesamt gesehen kann es als wahrscheinlich gelten, daß die neue Wachstumstheo-
rie der Wirtschaftsforschung in den kommenden Jahren ähnlich starke Impulse ge-
ben wird wie die Theorie der strategischen Handelspolitik in den achtziger Jahren.
23. Aufgegriffen wurde die neue Wachstumstheorie in der Außenhandelstheorie,
und zwar insbesondere in den Arbeiten von Grossman und Helpman [ 1989; 1990a;
1990b; 1991a; 1991b]. Sie verknüpfen diese Theorie mit Handelsmodellen des Pro-
duktzyklus und des internationalen Technologietransfers. In ihren Modellen wird
unterschieden zwischen einer reichen und einer armen Region, wobei die reiche
Region besser mit dem immobilen Produktionsfaktor Humankapital ausgestattet ist
als die arme Region. Das Humankapital kann für zwei verschiedene Zwecke einge-
setzt werden: entweder für die Entwicklung neuen technischen Wissens oder für
die Erhöhung der Effizienz in der laufenden Produktion. Ärmere Länder werden ihr
knappes Humankapital vorwiegend in der Produktion einsetzen, während reichere
Länder stärker in der Erforschung neuer Technologien engagiert sind. So kommt
es zu einem ständigen Strom technischen Wissens aus den reichen in die armen
Länder, wobei das Ausmaß des Technologietransfers sowie die Verteilung der quali-
fizierten Arbeitskräfte auf Innovation und Produktion von den technologischen
Potentialen, den relativen Faktorpreisen und der Faktorausstattung abhängen.
Soweit bewegen sich Grossman und Helpman durchaus noch im Rahmen der her-
kömmlichen Theorie des internationalen Handels im Produktzyklus, auch wenn mit
der Endogenisierung des technischen Forschritts eine deutliche Weiterentwicklung
gegenüber dem ursprünglichen Ansatz von Vernon [ 1966] und seiner Formalisie-
rung durch Krugman [1979] gelang. Die Brücke zur neuen Wachstumstheorie schla-
gen Grossman und Helpman mit der Annahme, daß technisches Wissen zumindest
partiell ein öffentliches Gut sei. Sie unterstellen, daß die für eine Branche ent-
wickelten neuen Technologien auch die Produktivität anderer Branchen erhöhen,
ohne daß die forschenden Unternehmen dafür entgolten würden. Damit geraten Ex-
ternalitäten ins Modell hinein, die in der Außenhandelstheorie bislang nicht be-
rücksichtigt worden sind.
24. Die wirtschaftspolitischen Implikationen dieser Modelle liegen auf der Hand: Da
die Unternehmen die sozialen Erträge nicht vollständig internalisieren können, in-
Die verschiedenen Modelle von Grossman und Helpman sind in ihrer Grundstruk-
tur ähnlich, unterscheiden sich aber in einzelnen Annahmen. Die folgenden Aus-
führungen beziehen sich auf Grossman und Helpman [1991b].15
vestieren sie weniger in die Forschung, als gesamtwirtschaftlich optimal wäre. Eine
staatliche Forschungssubvention, mit der die Unternehmen für die externen Erträge
kompensiert werden, gibt Anreize für eine Erhöhung der Forschung auf das ge-
samtwirtschaftliche Optimum und führt sowohl in der reichen als auch in der armen
Region zu einer höheren langfristigen Wachstumsrate. Eine Second-best-Lösung
wäre ein Außenhandelsschutz für High-tech-Produkte in der reichen Region, aber
die positiven Wohlfahrtseffekte sind hier geringer als im Fall der Forschungssub-
vention.
25. Im Kern reproduzieren Grossman und Helpman mit ihren Modellen die klassische
Begründung für die staatliche Forschungsförderung, die auf Arrow [1962] zurück-
geht. Arrow verweist ebenfalls darauf, daß ein Teil der Ergebnisse privatwirt-
schaftlicher Forschung in der Regel auch außerhalb des forschenden Unternehmens
genutzt werden kann und daß deshalb eine staatliche Förderung notwendig sei, um
das Ausmaß der Forschung auf das gesamtwirtschaftliche Optimum anzuheben. Die
Bestimmung der optimalen Höhe der Subvention ist allerdings schwierig, weil dafür
die Externalitäten quantifiziert werden müßten. Da eine exakte Messung in der
Praxis nie möglich sein dürfte, muß letztlich auf politischer Ebene entschieden
werden, wie intensiv die Forschung gefördert werden soll.
26. Eine sektorale Differenzierung der Fördersätze müßte sich sowohl Arrow als
auch der neuen Wachstumstheorie zufolge an industriespezifischen Unterschieden im
Ausmaß der Externalitäten orientieren. Doch auch hier scheitert die praktische Um-
setzung am Informationsproblem. Es kann zwar davon ausgegangen werden, daß
forschungsintensive Branchen absolut gesehen mehr Externalitäten hervorbringen
als andere Branchen, doch ob die Externalitäten auch in Relation zu den eingesetz-
ten Forschungsmitteln höher sind, läßt sich nicht messen. Ein gleichmäßiger För-
dersatz über alle Branchen hinweg führt insofern bereits zu einer sektoralen Diffe-
renzierung, als jene Branchen, die viel in die Forschung investieren, auch viel
Förderung erhalten. Für eine sektorale Differenzierung der prozentualen Födersät-
ze gibt es dagegen keine Grundlage.
Grossman und Helpman zeigen in ihren verschiedenen Modellen, daß eine solche
Politik nicht unter allen Umständen optimal sein muß. Wird beispielsweise der
Forschungsprozeß selbst als Wettlauf zwischen den Unternehmen um eine be-
grenzte Anzahl von Patenten modelliert [Dasgupta, Stiglitz, 1980], so kann es
auch zu einer Über Investition in neues Wissen kommen. In diesem Falle wäre eine
Besteuerung und nicht eine Subventionierung der Forschung optimal [ Grossman,
Helpman, 1990b].16
Allenfalls läßt sich vermuten, daß von der Grundlagenforschung größere externe
Erträge ausgehen als von der angewandten Forschung. Zum einen ist der potenti-
elle Nutzen der Grundlagenforschung zumeist weniger sektoral konzentriert als der
Nutzen der angewandten Forschung. Zum anderen lassen sich die gesamtwirtschaft-
lichen Erträge der angewandten Forschung besser internalisieren (Patentschutz).
Aus diesem Grunde ist an anderer Stelle bereits dafür plädiert worden, die staat-
liche Forschungsförderung, bei der in der Praxis die selektive Projektförderung
dominiert, in eine allgemeine Zulage zu den privatwirtschaftlichen Forschungsaus-
gaben umzugestalten, wobei die prozentuale Zulage zur Grundlagenforschung höher
sein sollte als zur angewandten Forschung [Klodt, 1987].
27. Insgesamt gesehen untermauert die neue Wachstumstheorie die herkömmlichen
Argumente für die staatliche Forschungsförderung. Aufgrund des ungelösten In-
formationsproblems bei der Messung der Externalitäten gibt es aber keinerlei An-
satzpunkte für eine sektorale Diskriminierung, wie sie im Rahmen der neuen Indu-
striepolitik gefordert wird. Eine spezielle Förderung etwa für den Flugzeugbau
oder die Halbleiterproduktion wäre auch nach der neuen Wachstumstheorie nur
sinnvoll, wenn die Forschung dieser Branchen durch überdurchschnittlich hohe
Externalitäten gekennzeichnet wäre. Solange dieser Beweis nicht erbracht ist, muß
eine allgemeine, allen Branchen gleichermaßen offenstehende Forschungsförderung
als die beste Politik zur Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt angesehen
werden.
III. Die Wettbewerbssituation im Hochtechnologiebereich
1. Marktstruktur und Industriepolitik in ausgewählten Branchen
28. Drei Branchen stehen gegenwärtig im Brennpunkt der Diskussion um die stra-
tegische Industriepolitik: der Flugzeugbau, die Mikroelektronik und der Automobil-
bau.
1. Im Flugzeugbau hat sich der seit langem anhaltende Streit um die Airbus-Sub-
In dem breiter ausgelegten Ansatz von Lucas [ 1988] läßt sich mit dieser Theorie
ganz allgemein eine staatliche Förderung der Humankapitalbildung begründen,
also nicht nur die staatliche Forschungspolitik, sondern beispielsweise auch die
Bildungspoltik.17
ventionen mit der Klage der US-Regierung vor dem GATT spürbar verschärft.
2. In der Mikroelektronik ist mit JESSI (Joint European Semiconductor Silicon) ein
Förderprogramm aufgelegt worden, das sowohl von der Zielsetzung als auch vom
Fördervolumen her weit über frühere Programme hinausragt.
3. Im Automobilbau ist mit dem Abkommen zwischen der EG und Japan ein Schluß-
strich unter jahrzehntelange Auseinandersetzungen gezogen und zumindest für
die Zeit nach 1999 der Weg zum Freihandel eröffnet worden.
Diesen drei Branchen wird eine Schlüsselrolle in der industriellen Entwicklung gan-
zer Volkswirtschaften beigemessen, wobei der Flugzeugbau und die Mikroelektronik
als wichtige Technologielieferanten gelten und der Automobilbau mit seinen vielfäl-
tigen Lieferverflechtungen selbst bereits einen beträchtlichen Teil des industriellen
Sektors ausmacht.
a. Flugzeugbau
29. Die Flugzeugindustrie ist ein enges Oligopol mit hohen Marktschranken. Im
Markt für zivile Großflugzeuge sind weltweit nur drei Anbieter vertreten; die
Grundstruktur der Absatzmärkte und der Produktionstechniken ist bekannt, und
ein Eintritt potentieller Konkurrenten ist aufgrund des Kostenvorsprungs der eta-
blierten Unternehmen infolge von dynamischen Skalenerträgen kaum zu erwarten.
Damit bietet diese Industrie vergleichsweise günstige Voraussetzungen für den Ein-
satz handeis- und industriepolitischer Instrumente.
30. Dynamische Skalenerträge entstehen im Flugzeugbau durch Lerneffekte während
der Produktion. Sie entstehen in erster Linie in den Produktionshallen, und zwar
vor allem bei der Montage des Flugzeugrumpfes. Die optimale Abfolge der zahlrei-
chen Arbeitsschritte läßt sich kaum im vorhinein in allen Einzelheiten durchplanen,
sondern ergibt sich erst durch die praktische Erfahrung, die im Produktionsablauf
gesammelt wird. Derartiges Erfahrungswissen ist damit nicht nur an das Unterneh-
men, sondern sogar an den einzelnen Betrieb gebunden und kann nicht auf andere
Betriebe übertragen werden. Auch neu in den Markt eintretende Unternehmen kön-
nen dies Wissen nicht von anderen Unternehmen übernehmen, sondern müssen es
beim Aufbau der eigenen Produktion selbst erwerben. Hier treten also keine Ex-
ternalitäten auf, die nach der neuen Wachstumstheorie eine gezielte Förderung18
rechtfertigen würden.
Die möglichen Lerneffekte sind Schätzungen zufolge erst bei einer Stückzahl von
rund 700 Flugzeugen weitgehend ausgeschöpft [Todd, Simpson, 1986]. Eine derart
hohe Stückzahl wird in der Regel erst nach zehn oder mehr Produktions jähren er-
reicht - wenn überhaupt. Damit werden die Lerneffekte zu einer bedeutenden
Marktzutrittsschranke, die im Markt etablierte Unternehmen weitgehend vor poten-
tiellen Wettbewerbern schützt. Weitere Marktschranken sind die hohen Entwick-
lungskosten für neue Flugzeugtypen, die oftmals Milliardenhöhe erreichen und die
weitgehend als "sunk costs" anzusehen sind. Auch die Verbundvorteile (economies
of scope), die sich aus der gleichzeitigen Produktion mehrerer Flugzeugtypen
ergeben, wirken als Marktschranke. Schließlich sind die Kostenvorteile bei den
Fluglinien zu nennen, die sich insbesondere im Bereich der Wartung und der
Schulung des Flugpersonals ergeben, wenn nur Flugzeuge von einem Hersteller
eingesetzt werden (Netzwerk-Externalitäten). Aufgrund dieser Marktschranken
könnten Monopolgewinne möglich sein, die nach der Theorie der strategischen
Handelspolitik staatliche Interventionen verlockend erscheinen lassen.
31. Die Marktschranken bewirken aber auch, daß ein erfolgreicher Markteintritt in
diese Industrie nur möglich ist, wenn den bereits im Markt befindlichen Unterneh-
men in großem Umfang Marktanteile abgenommen werden können. Seit den fünfziger
Jahren schon haben europäische Flugzeughersteller dies versucht, doch bis in die
siebziger Jahre hinein ist es ihnen trotz wiederholter Anläufe nicht gelungen (Ta-
belle 1). Und die japanische Industrie, die seit langem schon als Subunternehmer
für amerikanische Flugzeughersteller tätig ist, hat ihr erklärtes Ziel, den Aufbau
einer eigenständigen nationalen Flugzeugindustrie, sogar bis heute nicht erreicht.
Unter den gegebenen Marktbedingungen kann es nicht überraschen, daß diese "Po-
litik der kleinen Schritte" nie zum Erfolg führte.
32. Eine Politik des großen Schritts war dagegen die Gründung der Airbus Indu-
strie im Jahr 1970. Die beteiligten Regierungen verpflichteten sich von vornherein
darauf, die Kooperation der europäischen Hersteller voranzutreiben und in großem
Umfang Subventionen bereitzustellen. Dabei hatte es zunächst den Anschein, als
würde das Airbus-Projekt ähnlich scheitern wie frühere europäische Flugzeugpro-
Auch von der Forschung selbst sind im Flugzeugbau keine größeren externen
Erträge zu erwarten als in anderen Branchen [ Chakrabarti et al. , 1991].19













































































































































































Quelle: Economist [1985]; ICAO [lfd. Jgg.].
jekte. Die Auslieferung des "A-300" begann im Jahr 1972, doch bis in die späten
siebziger Jahre hinein blieb der Absatz weit hinter den Erwartungen zurück. Die
Kosten dagegen stiegen schneller als erwartet, so daß sich die Regierungen zu ei-
ner erheblichen Nachsubventionierung gezwungen sahen. In dieser Zeit war es
mehr als einmal fraglich, ob das Airbus-Projekt fortgesetzt oder abgebrochen wer-
den sollte.20
Der Durchbruch beim Absatz stellte sich erst im Gefolge der Ölpreiskrise von 1979
ein. Der vergleichsweise niedrige Treibstoffverbrauch des Airbus war plötzlich zum
zugkräftigen Verkaufsargument geworden. Zugleich wurden die Absatzchancen
durch eine äußerst aggressive Preispolitik auf dem amerikanischen Markt unter-
stützt, und das Airbus-Programm wurde mit dem "A-310" und dem "A-320" nach
oben und unten ausgeweitet. Insbesondere der seit 1987 produzierte "A-320" erwies
sich als durchschlagender Markterfolg.
33. Mittlerweile ist "Airbus Industrie" fest im internationalen Markt für zivile
Großflugzeuge etabliert. Die strategische Politik der westeuropäischen Regierungen
ist also zumindest insofern ein Erfolg, als es gelungen ist, einem neuen Anbieter
den Markteintritt zu ermöglichen und ihm eine gesicherte Marktposition zu ver-
schaffen. Dieser Erfolg wurde allerdings buchstäblich teuer erkauft. Auch wenn
sich die beteiligten Regierungen und Unternehmen mit genauen Angaben über die
Höhe der Airbus-Subventionen zurückhalten, so wird geschätzt, daß bislang rund
20 Mrd. US-$ von staatlicher Seite gezahlt worden sind. Nutznießer dieser Politik
sind in erster Linie Drittländer, deren Fluglinien und Flugpassagiere von den
niedrigen Flugzeugpreisen infolge des Markteintritts von Airbus profitieren, die
aber selbst nichts zu den Subventionen für den Airbus beitragen.
34. Bei den Verhandlungen vor dem GATT, die aufgrund der Klage der US-Regie-
rung gegen die Airbus-Subventionen eröffnet worden sind, vertritt die europäische
Seite den Standpunkt, die Subventionen seien lediglich eine Starthilfe, mit der ein
vorübergehender Lernkostennachteil kompensiert werde und die nach erfolgreichem
Ausbau der Marktposition von Airbus wieder abgebaut würde. Mittlerweile dauert
die Subventionierung des Airbus jedoch seit zwei Jahrzehnten an, und ein Ende ist
nicht in Sicht. Zwar sind die Unternehmen verpflichtet, die Airbus-Subventionen
aus künftigen Gewinnen zurückzuzahlen. Aber die Erfahrungen, die mit derartigen
Klauseln in anderen Bereichen gemacht wurden, etwa in der Forschungsförderung,
zeigen, daß mit einem nennenswerten Rückfluß der gezahlten Gelder kaum zu
rechnen ist.
Der Eindruck ist nicht von der Hand zu weisen, daß ein Großteil der Airbus-Sub-
ventionen in Ineffizienzen versickert ist und daß sich die staatliche Förderung
längst von einer Starthilfe in eine Dauersubvention verwandelt hat. Wenn dies zu-
trifft, so kann beim Airbus von einem Erfolgsbeispiel strategischer Handels- und
Industriepolitik im Sinne einer Erhöhung der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt keine
Rede sein.21
b. Mikroelektronik
35. Die Befürchtungen, Westeuropa könne in eine technologische Abhängigkeit ge-
raten, konzentrieren sich vor allem auf die Mikroelektronik. Als bedrohlich wird
insbesondere die starke Position japanischer Unternehmen bei Halbleitern angese-
hen, die eine Monopolisierung nachgelagerter Industrien nach sich ziehen könnte.
Tatsächlich ist das Vordringen Japans auf den Weltmärkten für integrierte Schalt-
kreise nicht zu übersehen. Ob damit allerdings die Gefahr einer technologischen
Kolonialisierung Westeuropas einhergeht, steht auf einem anderen Blatt.
36. Weltweit werden derzeit elektronische Halbleiter im Wert von rund 60 Mrd.
US-$ pro Jahr umgesetzt. Die Zuwachsraten zwischen den einzelnen Jahren
schwanken stark, doch im längerfristigen Trend liegen sie eindeutig über dem
Durchschnitt anderer Industriewaren. Rund die Hälfte des Umsatzes wird mittler-
weile von japanischen Unternehmen erzielt, die bereits seit 1986 die vormals füh-
renden nordamerikanischen Unternehmen überflügelt haben. Insgesamt haben sich
die Marktanteile japanischer und amerikanischer Unternehmen seit den siebziger
Jahren fast spiegelbildlich zueinander entwickelt, während europäische Hersteller
nach Verlusten in der ersten Hälfte der achtziger Jahre ihren Marktanteil bei rund
10 vH stabilisieren konnten. Seit Beginn der achtziger Jahre drängen auch die
jungen Industrieländer aus dem asiatisch-pazifischen Raum auf den Markt, insbe-
sondere Südkorea und Taiwan. Ihr Anteil am Weltmarkt lag 1990 zwar erst bei
3,5 vH, dürfte aber künftig weiter steigen (Schaubild 1).
37. Die Halbleiterindustrie scheint auf den ersten Blick ähnlich gute Grundvoraus-
setzungen für den Einsatz strategischer handeis- und industriepolitischer Instru-
mente zu bieten wie der Flugzeugbau, denn auch hier ist die Bedeutung von Lern-
effekten groß. Außerdem sind die Marktsegmente von der Nachfrageseite her deut-
lich voneinander getrennt, denn verschiedene Typen von Halbleitern lassen sich
nicht gegeneinander substituieren. Dennoch sind die Wettbewerbsverhältnisse im
Halbleitermarkt völlig anders als im Markt für zivile Großflugzeuge, und zwar vor
allem deshalb, weil die Marktsegmente von der Angebotsseite her miteinander
verknüpft sind.
Die grundlegenden Produktionstechniken der verschiedenen Chips sind sich recht
ähnlich und sind allen im Halbleitermarkt tätigen Unternehmen zugänglich. Die
Lerneffekte, die bei einzelnen Chip-Typen erzielt werden, sind dagegen kaum oder
gar nicht auf andere Chip-Typen oder folgende Chip-Generationen übertragbar,22
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weil die Optmimierung der Produktionsprozesse bei jeder Produktlinie erneut durch
wiederholten Versuch und Irrtum herausgefunden werden muß. Da der Lebenszy-
klus einzelner Chips lediglich rund drei Jahre beträgt, haben alle Unternehmen,
die im Halbleitermarkt vertreten sind, nach kurzer Zeit wieder die gleichen Start-
bedingungen [Langlois et al. , 1988; Baldwin, 1990]. Wie intensiv der potentielle
Wettbewerb ist, zeigt sich an der ständig wechselnden Hierarchie der jeweils größ-
ten Unternehmen in den einzelnen Marktsegmenten (Übersicht 1). In der Halblei-
terindustrie sind somit zwar temporäre Monopole möglich, das Erzielen dauerhafter
Monopolrenten wird aber durch die potentielle Konkurrenz der anderen Anbieter
verhindert.
38. Die Produktion elektronischer Halbleiter gleicht somit einer Lotterie, bei der
die Unternehmen Entwicklungskosten aufwenden müssen, um ein Los ziehen zu kön-
nen. Für einzelne Produkte sind jeweils nur wenige Gewinnlose vorhanden, und
das Risiko ist groß, eine Niete zu ziehen. In regelmäßigen Abständen werden neue
Ein wichtiger potentieller Konkurrent ist beispielsweise IBM, der in den Statisti-
ken der größten Produzenten nur deshalb nicht auftaucht, weil die bei IBM
produzierten Chips ganz überwiegend unternehmensintern verwendet werden,
während sich die Marktanteilsstatistiken ausschließlich auf den unternehmensex-
ternen Umsatz beziehen.23
Übersicht 1 - Rangfolge der zehn größten Unternehmen bei verschiedenen Halblei-
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Quelle: Dataquest [1991]; Economist [1989].24
Spielrunden veranstaltet, wobei die Gewinnlose aus der vorherigen Runde wertlos
geworden sind und alle Teilnehmer wieder die gleichen Chancen besitzen.
Um Mißverständnissen vorzubeugen: Es geht bei dem hier skizzierten Bild nicht um
die Frage, ob Unternehmen, die nicht oder nicht mehr im Halbleitermarkt vertreten
sind, die gleichen Chancen wie die gegenwärtigen Halbleiterproduzenten haben.
Wenn ein Unternehmen wie Philips sich heute entscheidet, die Halbleiter Produktion
ganz aufzugeben, könnte es schwer sein, diese Entscheidung in fünf oder zehn
Jahren wieder zu revidieren. Wenn jedoch ein Unternehmen wie Toshiba als erstes
in der Lage sein sollte, den "64M-Chip" in rentabler Großserie zu produzieren,
wäre damit keineswegs ausgemacht, daß dieses Unternehmen auch über einen Start-
vorteil bei der nächsten Generation, dem "256M-Chip", verfügt. Andere Unter-
nehmen, die erst später mit dem "64M-Chip" auf den Markt kommen und sich mit
einem entsprechend kleineren Marktanteil bei dieser Generation begnügen müssen,
können bei der nächsten Generation durchaus die Marktführer sein. So können
sich keine dauerhaften Monopolstellungen bilden, sondern es kommt zu ständigen
Wechseln in der Unternehmenshierarchie.
Nach diesem Bild ist es keineswegs ausgeschlossen, daß einzelne Unternehmen in
bestimmten Marktsegmenten, wo sie eine Führungsposition besitzen, hohe Gewinne
erzielen. Diese Gewinne sind jedoch nicht als Monopolrente anzusehen, sondern als
Risikoprämie, mit der die Verluste aus anderen Spielen abgedeckt werden müssen.
Anbieter, die bei einer Chip-Generation erst verspätet auf den Markt kommen,
treten in die nächste Generation wieder als weitgehend gleichwertige Konkurrenten
ein. Damit sind auch die Befürchtungen, westeuropäische Abnehmer könnten in
eine technologische Abhängigkeit gegenüber einzelnen japanischen oder amerika-
nischen Anbietern geraten, weitgehend unbegründet.
39. Sowohl in den Vereinigten Staaten und Japan als auch in Westeuropa konzen-
triert sich die Handels- und Industriepolitik auf einen kleinen Ausschnitt des Halb-
leitermarktes - den Markt für Speicherchips (RAMs). Für die Unternehmen werden
damit Anreize gesetzt, gerade hier ihre Kapazitäten auszubauen, so daß die Preis-
konkurrenz bei Speicherchips besonders intensiv ist. Am höchsten ist die Protek-
tion in Westeuropa, und zwar zum einen aufgrund umfangreicher Forschungsf Order-
Programme, zum anderen aufgrund eines Zollschutzes gegenüber allen Produzenten
aus Drittländern und einem speziell mit japanischen Unternehmen ausgehandelten
Selbstbeschränkungsabkommen.25
Dieses Selbstbeschränkungsabkommen, das von elf japanischen DRAM-Herstellern
unterzeichnet worden ist, hat nicht etwa die internationale Wettbewerbsposition
europäischer Produzenten verbessert, sondern letztlich nur den Markt destabi-
lisiert. Die destabilisierende Wirkung ergibt sich in erster Linie aus der Berech-
nungsmethode für die Mindestpreise beim Export in die EG, die an den gesamten
durchschnittlichen Stückkosten orientiert ist. Da der Fixkostenanteil bei rück-
läufiger Nachfrage steigt und bei zunehmender Nachfrage sinkt, werden die japa-
nischen Anbieter gezwungen, bei schwacher Nachfrage ihre Preise zu erhöhen und
bei starker Nachfrage zu senken. Auf diese Weise sind starke Preisausschläge und
ein Wechselbad von Angebotsengpässen und -Überschüssen unvermeidbar. Dies
nützt den europäischen Produzenten wenig, schadet aber den Abnehmern von
Chips, insbesondere der europäischen Computerindustrie und der Unterhaltungs-
elektronik.
40. Die massive Forschungsförderung in Westeuropa wird nicht zuletzt damit be-
gründet, daß ein Gegengewicht geschaffen werden müsse zur strategischen Han-
dels- und Industriepolitik des japanischen MITI (Ministerium für internationalen
Handel und Industrie). Tatsächlich läßt sich eine solche Politik jedoch nicht nach-
weisen. Japanische Halbleiterproduzenten genießen keinen Zollschutz, und auch die
Beteiligung des Staates an ihren Forschungsaufwendungen ist denkbar gering.
Statt dessen zielt die Politik des MITI darauf ab, die Forschungsarbeiten der
verschiedenen Unternehmen zu koordinieren, ohne den Wettbewerb auf der Pro-
duktebene zu beeinträchtigen.
Sehr erfolgreich waren diese Bemühungen allerdings nicht. In den fünfziger Jahren
stand das MITI den Aktivitäten japanischer Unternehmen im Halbleiterbereich sogar
ablehnend gegenüber. In den sechziger und siebziger Jahren unterstützte es immer
erst im nachhinein die Imitationsstrategien, die von dem Unternehmen bereits unab-
hängig vom MITI eingeschlagen worden waren. Erst seit den achtziger Jahren ver-
sucht das MITI, eigene Akzente zu setzen, hat dabei aber den Kontakt zur Markt-
entwicklung weitgehend verloren.
41. Ob es den europäischen Regierungen gelingen kann, eine erfolgreichere strate-
gische Handels- und Industriepolitik zu betreiben als das MITI, muß bezweifelt
werden. Die bisherigen Förderprogramme waren stets darauf ausgerichtet, die Er-
folge der japanischen Konkurrenten zu kopieren - es wurde also in Spiele inve-
stiert, bei denen die Gewinnlose längst vergeben waren. Diese Einschätzung26
scheint auch auf das Eureka-Projekt JESSI zuzutreffen, das im Jahr 1989 gestartet
wurde mit dem Ziel, die Grundlagen der Röntgenlithographie zu erforschen, um
darauf aufbauend bis 1996 einen "64M-DRAM" und einen "16M-SRAM" (statischer
Speicher) zu entwickeln.
Die Arbeiten an JESSI haben noch gar nicht richtig begonnen, doch das Projekt
steckt schon tief in Schwierigkeiten. Der erste Rückschlag war die Entscheidung
von Philips, die Produktion von SRAMs ganz einzustellen. Damit ist der Teil des
Projekts, das sich auf diesen Speicher-Typ bezog, hinfällig geworden, da kein
anderes der beteiligten Unternehmen in diesen Markt einsteigen will. Der zweite
Schlag war die zunehmende Erkenntnis unter den Halbleiterherstellern, daß die
Möglichkeiten der optischen Lithographie doch größer sind als früher angenommen.
Damit ist ihr Interesse, eigenes Geld in die Röntgenlithographie zu investieren,
stark gesunken. Der dritte Schlag war die Entscheidung von Siemens, die eigene
Entwicklung eines "64M-DRAMs" lieber in bilateraler Kooperation mit IBM anstatt im
Rahmen von JESSI durchzuführen.
So ist vom ursprünglichen JESSI-Konzept fast nur noch der Name übriggeblieben -
und Finanzierungsmittel in Höhe von 8 Mrd. DM, die jetzt anderweitig ausgegeben
werden müssen. Geplant ist nunmehr, die Gelder vorrangig für die Förderung der
Anwendung der Mikroelektronik zu verwenden. Die naheliegende Konsequenz, mit
dem Wegfall der Zielsetzung auch die staatliche Förderung wegfallen zu lassen, ist
bisher nicht gezogen worden.
c. Automobilindustrie
42. Neben dem Flugzeugbau und der Mikroelektronik wird der Automobilindustrie
im Zuge der Umsetzung von Ideen strategischer Handels- und Industriepolitik in
den westlichen Industrienationen große Beachtung geschenkt. Zum einen zeichnet
sich der Automobilbau wie der Flugzeugbau und die Mikroelektronik durch oligopo-
listische Marktstrukturen mit wenigen nationalen Anbietern aus; zum anderen hat
er ein nicht unerhebliches Gewicht innerhalb des industriellen Sektors vieler Län-
der. Dies dürften die Gründe dafür sein, weshalb seit Mitte der siebziger Jahre
mehrere Industrieländer zur Abwehr steigender japanischer Automobilexporte ver-
stärkt protektionistische Maßnahmen ergriffen haben.
43. Nachdem die Vereinigten Staaten 1955 noch mit einem Anteil von 70 vH an der
Weltproduktion das wichtigste Produzentenland darstellten, war mit der Entwicklung27
moderner Automobilindustrien in den Ländern der EG und in Japan ein starker
Rückgang des amerikanischen Produktionsanteils verbunden (Tabelle 2). Die Ver-
einigten Staaten stellten zwar weiterhin eines der bedeutendsten Produzentenländer
dar, wurden jedoch im Zeitablauf von Japan und der EG überflügelt. In Japan
wurde erst nach Ende des Zweiten Weltkriegs mit einer eigenständigen Automobil-
Produktion begonnen, und bis Mitte der siebziger Jahre waren japanische Produ-
zenten kaum eine Konkurrenz für europäische und US-amerikanische Produzenten.
Dies änderte sich erst im Verlauf der siebziger Jahre. Nach anfänglichen Mißerfol-
gen gelang es den japanischen Produzenten, in puncto Qualität, Design und Wirt-
schaftlichkeit gegenüber den Vereinigten Staaten und der EG aufzuholen und ihre
Exporte in diese beiden wichtigen Absatzmärkte langsam zu steigern.





































































Quelle: Verband der Automobilindustrie e. V. [ a].
Die Einführung moderner Produktions techniken führte seit Beginn der achtziger
Jahre zu erheblichen Kos ten vor teilen japanischer Produzenten gegenüber den Kon-
kurrenten. Allein zwischen 1980 und 1981 gelang ihnen eine Reduktion der Produk-
tionsdauer eines Fahrzeugs von 251 auf 140 Stunden, so daß, allerdings abhängig
von Wechselkursschwankungen, Kostenvorteile beim Absatz auf dem jeweiligen
Markt gegenüber US-amerikanischen und westeuropäischen Produzenten in Höhe
von 2500 US-$ bzw. 1000 US-$ erzielt werden konnten [Jones, 1988]. Die damit
Eine umfassende Analyse japanischer Kostenvorteile findet sich bei Bhaskar
[1986].28
verbundene Expansion japanischer Exporte (Tabelle 3) wurde in den Vereinigten
Staaten, aber auch innerhalb der EG, mit Besorgnis verfolgt, zumal die Absatz-
schwierigkeiten der eigenen Industrien durch die zweite Ölkrise noch verstärkt
wurden.



































































Quelle: Verband der Automobilindustrie e.V. [b].
44. Die US-Regierung weigerte sich allerdings, dem Druck der amerikanischen
Produzenten nachzugeben und den japanischen Exporteuren Zölle oder Quoten auf-
zuerlegen. Statt dessen wurde im Jahr 1981 ein Selbstbeschränkungsabkommen mit
den japanischen Produzenten abgeschlossen, das die Zahl der aus Japan importier-
ten Automobile auf dem bisherigen Stand einfror und das bis 1985 Gültigkeit hatte.
Die japanischen Unternehmen reagierten auf das Abkommen mit zwei Strategien:
Zum einen steigerten sie die Qualität ihrer Automobile, um den Wert ihrer Exporte
nicht so stark einschränken zu müssen wie die Menge (upgrading). Zum anderen
verlagerten sie Montagewerke in die Vereinigten Staaten, da dort montierte Fahr-
zeuge nicht auf die Importe angerechnet wurden.
Überraschend war allerdings die Entwicklung nach 1985, als das Selbstbeschrän-
kungsabkommen auslief. Obwohl die merikanische Seite nicht auf einer Verlänge-
rung bestand, erklärten sich die japanischen Unternehmen bereit, es freiwillig wei-
ter einzuhalten. Dies Verhalten ist im Grunde nur so zu erklären, daß sie die Vor-
teile erkannt hatten, die ihnen die infolge der Exportbeschränkung erhöhten Auto-
mobilpreise in den Vereinigten Staaten brachten. Mit dem Abkommen hatten die ja-29
panischen Anbieter den amerikanischen Konkurrenten die Preisführerschaft über-
lassen, da ihre Exportmenge festgelegt war. Die freiwillige Einhaltung des Selbst-
beschränkung sabkommens über die vereinbarte Frist hinaus bot die Möglichkeit,
auch weiterhin hohe Preise zu erzielen, ohne sich den Vorwurf der unerlaubten
Kartellbildung zuzuziehen.
Die Auswirkung des von amerikanischer Seite initiierten Selbstbeschränkungsab-
kommens auf die internationale Verteilung der Renten war den Zielen einer stra-
tegischen Handels- und Industriepolitik genau entgegengesetzt: Die amerikanische
Konsumentenrente wurde vermindert, und ein Großteil der erhöhten Produzenten-
rente floß ausländischen Anbietern zu.
45. Wesentlich schärfer sind die Protektionsmaßnahmen, auf die japanische Produ-
zenten in Westeuropa treffen. Vor allem Frankreich, Italien und Spanien haben so
restriktive Importquoten festgesetzt, daß für die japanischen Unternehmen nicht
einmal der Aufbau eines eigenen Händlernetzes rentabel ist. Abgesichert werden
die nationalen Importquoten bislang durch eine Marktsegmentierung innerhalb der
EG, und zwar mit Beschränkungen des inner gemeinschaftlichen Handels gemäß
Art. 115 EWG-Vertrag sowie mit national differenzierten Zulassungsbestimmungen.
Die protektionistischen Schutzwälle wurden allerdings porös, als japanische Unter-
nehmen begannen, Montagewerke in Europa zu errichten. Der Startpunkt war die
Auslieferung des "NISSAN Bluebird" aus einem britischen Werk. Die französische
und italienische Regierung erklärten sofort, solche "Transplantate" müßten voll auf
die japanischen Importquoten angerechnet werden, doch die britische Regierung,
die vor allem die in ihrem Land geschaffenen Arbeitsplätze im Auge hatte, meldete
starken Widerspruch an. Vorübergehend wurde noch versucht, das Problem mit
"local content"-Regeln zu entschärfen, doch da die Kostennachteile europäischer
Hersteller damit nur zum geringen Teil ausgleichbar gewesen wären, wurde in dem
jüngsten Abkommen zwischen der EG und Japan vom Sommer 1991 ganz auf eine
Beschränkung japanischer Transplantate verzichtet. Nach diesem Abkommen werden
die Direktimporte aus Japan in die EG noch bis 1999 einer Importquote unterwor-
fen; für die Zeit danach ist eine völlige Liberalisierung des Handels vorgesehen.
Außerdem ist der gemeinsame Außenzoll der EG-Länder für Automobile mit 9,5 vH
deutlich höher als die Zollsätze in Japan und den Vereinigten Staaten. In Frank-
reich erfolgt die Importbeschränkung nicht durch eine offizielle Quote, sondern
durch administrative Hemmnisse, die wie eine Quote wirken.30
46. Seit Mitte der achtziger Jahre ist auch der japanische Automobilmarkt weitge-
hend frei von Importbeschränkungen. In früheren Jahren war dies jedoch nicht so.
Bereits in den fünfziger Jahren hatte sich das MITI den Aufbau einer eigenständi-
gen nationalen Automobilindustrie zum Ziel gesetzt und den Binnenmarkt mit hohen
Zöllen, restriktiven Zulassungsbestimmungen für importierte Fahrzeuge und dem
Verbot von ausländischen Direktinvestitionen abgeschottet. Dadurch wurde es den
japanischen Produzenten, die technisch weit hinter der Konkurrenz aus Nordameri-
ka und Westeuropa herhinkten, ermöglicht, schrittweise eine leistungsfähige Auto-
mobilindustrie aufzubauen. In den frühen siebziger Jahren gab es erste Liberalisie-
rungsansätze, doch zu einer wirklichen Öffnung des Marktes für ausländische Au-
tomobile kam es erst Mitte der achtziger Jahre.
47. Die japanischen Produzenten hatten die über drei Jahrzehnte währende Protek-
tion genutzt, um den technologischen Rückstand gegenüber dem Ausland aufzuho-
len und schließlich sogar in einen Vorsprung zu verwandeln. Mißt man die Politik
des MITI an diesem Ergebnis, so kann sicherlich von einem Erfolg gesprochen wer-
den. Die Zeche zahlen mußten allerdings die japanischen Konsumenten, die über
viele Jahre vom Angebot preiswerter und qualitativ hochwertiger Automobile aus
Nordamerika und Westeuropa abgeschnitten waren. Es ist aber kaum abschätzbar,
wie sich der Industrialisierungsprozeß in Japan vollzogen hätte, wenn der Aufbau
japanischer Automobilkonzerne nicht vom Staat gefördert worden wäre.
2. Eine Wachstums theoretische Erklärung der japanischen Markterfolge
48. Die Entwicklung der japanischen Wirtschaft in der Nachkriegszeit stellt die tra-
ditionelle Wirtschaftstheorie vor ein gravierendes Erklärungsproblem. Der Aufstieg
zu einer der führenden Industrienationen der Welt hat sich in einem Tempo vollzo-
gen, das in kein herkömmliches Erklärungsschema paßt:
- Mit der hohen Investitionsquote oder dem hohen Bestand an qualifizierten Ar-
beitskräften in der japanischen Wirtschaft läßt sich nach der neoklassischen
Wachstumstheorie lediglich das Niveau, nicht aber die Steigung des Wachstums-
pfades erklären.
- Mit der gezielten Imitation westlicher Technologien durch japanische Unternehmen
kann nach der Produktzyklus-Theorie des internationalen Handels zwar das Auf-31
holen, nicht aber das Überholen und der Aufbau einer eigenen technologischen
Führungsposition erklärt werden.
- Der Versuch schließlich, das rasche Wachstum in Japan mit einer besonders kon-
sequenten Einhaltung marktwirtschaftlicher Prinzipien erklären zu wollen, ist
ebenfalls wenig überzeugend, da andere, langsamer wachsende Länder weit stär-
ker auf die Marktwirtschaft gesetzt haben.
So bleibt, nachdem alle anderen Erklärungen versagen, als deus ex machina
scheinbar nur noch das legendäre MITI, das die japanische Wirtschaft strategisch
und weitsichtig auf Erfolgskurs gesteuert habe.
49. Doch auch diese Erklärung steht bei näherem Hinsehen auf brüchigem Funda-
ment: Zum einen bleibt unklar, weshalb staatliche Lenkungseingriffe, die im Fall
der ehemals sozialistischen Planwirtschaften als Wurzel allen Übels galten, im Fall
Japans plötzlich so segensreich gewirkt haben sollen. Zum anderen finden sich in
der Literatur mehr Beispiele für fehlgeschlagene als für erfolgreiche Projekte des
MITI. Bei den drei oben diskutierten Branchen beispielsweise war es nur der
Automobilbau, in dem die Absichten des MITI weitgehend in Einklang mit der
tatsächlichen Entwicklung standen. Der Versuch dagegen, eine eigenständige,
international konkurrenzfähige Flugzeugproduktion aufzubauen, ist eindeutig fehl-
geschlagen. Völlig unabhängig von staatlicher Unterstützung schließlich entwickelte
sich eine leistungsfähige Halbleiterindustrie, der vom MITI in der Anfangsphase
sogar eher noch Steine in den Weg gelegt wurden. Erst seit Mitte der siebziger
Jahre, als japanische Halbleiterproduzenten längst aus eigener Kraft auf dem Weg
in die Weltspitze waren, begann in Japan die staatliche Förderung dieses Bereichs.
Doch selbst diese Förderung blieb, ebenso wie die Forschungsförderung für andere
Branchen, weit hinter dem zurück, was in Westeuropa und Nordamerika an Staats-
Zuschüssen zur privatwirtschaftlichen Forschung geleistet wurde.
50. Im Rahmen der neuen Wachstumstheorie könnte der japanische Aufstieg wie
folgt erklärt werden: Japan war zu Beginn der Nachkriegszeit pro Kopf der Bevöl-
kerung etwa in gleichem Maße mit Humankapital ausgestattet wie hochentwickelte
westliche Industrieländer. Dieser Bestand an Humankapital war in erster Linie das
Erbe einer jahrhundertealten Hochkultur, das durch eine konsequente Bildungspoli-
tik ausgebaut worden war. Mit natürlichen Ressourcen wie Boden und Rohstoffen
war Japan dagegen sehr schlecht ausgestattet. Es verfügte also über ausgeprägte32
komparative Vorteile bei humankapitalintensiven Produktionen. Dementsprechend
mußte sich die japanische Wirtschaft zwangsläufig auf technologieintensive Bereiche
spezialisieren, obwohl im technologischen Niveau ein deutlicher Rückstand gegen-
über dem Westen bestand. Dieser Rückstand wurde durch ein vergleichsweise nied-
riges Lohnniveau kompensiert, so daß die Konkurrenzfähigkeit auf den Weltmärkten
gewahrt blieb. Da Imitation leichter fällt als Innovation, nahm der Rückstand
sowohl im technologischen Niveau als auch im Einkommensniveau gegenüber den
technologisch führenden Ländern kontinuierlich ab [ Grossman, 1990].
Ohne Berücksichtigung der neuen Wachs tumstheorie endet die Geschichte hier
- und Japan würde noch heute vorwiegend westliche Technologien imitieren. Wenn
humankapitalintensive Produktionen jedoch - wie in den Modellen von Romer,
Grossman und Helpman unterstellt - externe Erträge für die gesamte Volkswirt-
schaft mit sich bringen, könnte die Spezialisierung auf die entsprechenden Bran-
chen zu einer gesamtwirtschaftlichen Wachstumsrate geführt haben, die auch nach
Abschluß des Aufholprozesses über der Wachstumsrate anderer Länder liegt.
Demnach wäre das rasche Wachstum der japanischen Wirtschaft als Ergebnis einer
Spezialisierung auf humankapitalintensive Produktionen zu werten, wobei sich diese
Spezialisierung nicht durch staatliche Lenkungseingriffe, sondern durch marktwirt-
schaftlichen Anpassungsdruck nach Maßgabe der komparativen Vorteile herausgebil-
det hat.
51. Diese Interpretation wirft natürlich die Frage auf, inwieweit andere Länder die
Möglichkeit haben, mit Hilfe einer gezielten Förderung humankapitalintensiver Indu-
strien ebenfalls den japanischen Weg zu beschreiten. Wie bei der Darstellung der
theoretischen Grundlagen bereits gezeigt wurde, legen die Modelle der neuen
Wachstumstheorie durchaus nahe, externe Erträge humankapitalintensiver Produk-
tionen durch staatliche Subventionen zu kompensieren. Eine allgemeine Förderung
sowohl der Forschung als auch der Bildung und Ausbildung kann dazu beitragen,
Marktversagen zu kompensieren und das gesamtwirtschaftliche Wachstum zu er-
höhen. Eine Subventionierung, die über die Kompensation externer Effekte hinaus-
Gemessen an dem mit Kaufkraftparitäten bewerteten Pro-Kopf-Einkommen liegt
Japan zwar immer noch deutlich hinter den Vereinigten Staaten zurück, doch
einige alte Industrieländer aus Westeuropa hat es bereits überholt. Außerdem ist
nicht zu verkennen, daß japanische Unternehmen in vielen Technologiefeldern
längst nicht mehr Imitatoren, sondern Innovatoren sind. Von daher ist es ver-
mutlich nur noch eine Frage der Zeit, bis das japanische Pro-Kopf-Einkommen
auch das US-amerikanische übertrifft.33
geht, würde das Wachstum jedoch wieder vermindern. Denn dadurch würden knap-
pe Ressourcen in die Forschung oder die Humankapitalbildung gelenkt, die anders-
wo nicht nur einzelwirtschaftlich, sondern auch gesamtwirtschaftlich höhere Erträge
bringen könnten.
52. Bei welcher Kombination von Politikmaßnahmen nach der neuen Wachstumstheo-
rie die größten Wohlfahrtseffekte zu erwarten sind, hängt maßgeblich von der kon-
kreten Ausgestaltung der Modelle ab und läßt sich nicht allgemeingültig beantwor-
ten. Eindeutig als kontraproduktiv zu bewerten ist dagegen nach allen Modellen
eine Politik der staatlichen Erhaltungssubventionen für ressourcenintensive Bran-
chen, wie sie in den meisten westlichen Industrieländern praktiziert wird. Auch in
Japan wird zwar die Landwirtschaft hoch protektioniert, doch massive Subventions-
programme für Bergbau, Stahlindustrie oder Schiffbau hat es dort nie gegeben.
Ein erster Schritt zur Nachahmung des japanischen Erfolgs wäre also der Abbau
strukturkonservierender Maßnahmen in den westlichen Industrieländern.
53. Insgesamt gesehen erlaubt die neue Wachstumstheorie eine konsistente Erklä-
rung des Vordringens japanischer Anbieter auf den Weltmärkten für Hochtechnolo-
gieprodukte. Die Markterfolge lassen sich im Rahmen dieser Theorie als Ergebnis
marktwirtschaftlicher Anpassungsprozesse interpretieren, ohne daß eine allwissende
staatliche Lenkung s ins tanz erforderlich wäre. Das Urteil darüber, wie tragfähig
diese Erklärung ist, muß allerdings einer empirischen Überprüfung vorbehalten
bleiben, die angesichts des gegenwärtigen Entwicklungsstands der neuen Wachs-
tumstheorie kurzfristig kaum zu leisten sein wird.
IV. Schlußfolgerungen
54. Sowohl die Theorie der strategischen Handelspolitik als auch die neue Wachs-
tumstheorie liefern wichtige Beiträge zum besseren Verständnis der Wirkungsweise
industriepolitischer Maßnahmen. Die Theorie der strategischen Handelspolitik macht
die Funktionsweise international oligopolistischer Märkte transparenter und zeigt
Effekte staatlicher Markteingriffe auf, die im Rahmen der traditionellen Außenhan-
delstheorie kaum oder gar nicht erfaßt werden konnten. Die neue Wachstumstheo-
rie bietet in sich konsistente Erklärungen für vielfältige in der Realität zu beob-
achtende Wachstumsphänomene an, die mit der herkömmlichen Theorie nur schwer
in Einklang zu bringen waren. Damit trägt sie ebenfalls zu einer veränderten34
Sichtweise der Industriepolitik bei.
55. Mit keiner dieser beiden Theorien läßt sich jedoch ein neuer Protektionismus
begründen:
- Die Bedingungen für erfolgreiche strategische Interventionen des Staates sind
derart restriktiv, daß sie in der wirtschaftspolitischen Praxis kaum erfüllbar
sind. Wenn die Theorie der strategischen Handelspolitik dennoch im politischen
Raum so populär ist, so liegt dies daran, daß ihre Grundaussagen in der Öffent-
lichkeit immer wieder mißinterpretiert werden. Das Aufzeigen modelltheoretischer
Möglichkeiten für den wohlfahrtssteigernden Einsatz industriepolitischer Instru-
mente darf nicht verwechselt werden mit konkreten Erfolgsrezepten für die prak-
tische Politik.
- Mit der neuen Wachstumstheorie läßt sich zwar eine staatliche Förderung der
Forschung oder auch ganz allgemein der Humankapitalbildung begründen, sie
gibt aber keine Ansatzpunkte für eine sektorale Diskriminierung bei dieser
Förderung. Nur wenn sich nachweisen ließe, daß die Investition bestimmter
Branchen in neue Technologien oder in Humankapital höhere externe Erträge
hervorbringt als entsprechende Investitionen anderer Branchen, wäre eine ge-
zielte sektorspezifische Förderung gerechtfertigt.
Vom Staat angebotene Protektionsmaßnahmen werden in aller Regel von den Produ-
zenten auch angenommen. Je stärker sich der Staat in eine interventionistische
Politik verstrickt, desto stärker wird die Funktion des marktwirtschaftlichen
Wettbewerbs ausgehöhlt und desto mehr werden die Unternehmen von der Suche
nach gesamtwirtschaftlich profitablen Produktionsmöglichkeiten abgelenkt. Letztlich
droht sogar die Gefahr, daß die staatliche Politik selbst zum Spielball unterneh-
merischer Strategien wird, falls Situationen, in denen staatliche Markteingriffe
angezeigt erscheinen, von den Unternehmen selbst herbeigeführt werden können.
56. Wenn Länder wie Japan oder die aufstrebenden Schwellenländer Südostasiens in
der Konkurrenz auf den Weltmärkten immer häufiger die Nase vorn haben und zu-
nehmend auch in Bereiche eindringen, die ehemals eine Domäne der alten Indu-
strieländer waren, so hilft dagegen nur eine Verbesserung der wirtschaftlichen
Effizienz im eigenen Land. Mit einem Rückzug hinter protektionistische Schutzwälle
läßt sich diese Effizienzsteigerung nicht erreichen; im Gegenteil, der langfristig35
unvermeidliche Strukturwandel wird dadurch nur hinausgezögert. Zudem werden
diese Schutzwälle immer poröser, da sie durch Globalisierungs- und Internationali-
sierungsstrategien der ausländischen Konkurrenz immer leichter durchdrungen wer-
den können.
57. Die unterschiedlichen Auffassungen von Politikern und Wirtschaftswissenschaft-
lern über die Aufgaben der Industriepolitik reflektieren vermutlich in erster Linie
die unterschiedlichen Blickwinkel, aus denen internationale Wirtschaftsbeziehungen
jeweils betrachtet werden. Von politischer Warte werden Abhängigkeiten zwischen
Ländern immer wieder als bedrohlich empfunden, wobei offenbar auch Aspekte der
nationalen Souveränität mitschwingen. Es ist deshalb wohl kein Zufall, daß die
politischen Plädoyers für eine interventionistische Industriepolitik oftmals starke
Anleihen beim militärischen Vokabular machen. Von ökonomischer Warte dagegen
sind starke Abhängigkeiten ein Zeichen für eine ausgeprägte internationale Ar-
beitsteilung, die als wesentliche Quelle wirtschaftlichen Wohlstands gilt. Solange die
Wirtschaftsbeziehungen zwischen Ländern auf freiwilligem Tausch und nicht auf
Zwang beruhen, werden die Abhängigkeiten nie einseitig, sondern stets wechsel-
seitig sein, so daß alle Beteiligten von einer Intensivierung der Abhängigkeiten
profitieren.36
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